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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

In der gängigen Lehrmeinung ist der Föderalismus – neben dem Milizsystem und der
direkten Demokratie – einer der zentralen Pfeiler des Politischen Systems der Schweiz.
In der Tat scheint die Identifikation mit der Schweiz über das Verbundenheitsgefühl mit
der eigenen Gemeinde und vor allem mit dem eigenen Kanton zu funktionieren – die
abgelehnten Gemeinde- und Kantonsfusionen können hier als Indizien herangeführt
werden. Allerdings geraten die Vielgliedrigkeit und das Subsidiaritätsprinzip immer
stärker unter Druck: Globalisierung, Mobilität oder Kommunikationstechnologien
scheinen die Organisation vieler Probleme auf nationalstaatlicher, ja internationaler
Ebene vordringlich zu machen. Abhängigkeiten über Kantons- und Landesgrenzen
hinweg machen föderale Lösungsansätze und das Subsidiaritätsprinzip obsolet.
Zunehmender Zentralisierungsdruck (vgl. dazu das Föderalismus-Monitoring) machen
dem Föderalismus zu schaffen. Der auch im Berichtjahr heftig umstrittene
Finanzausgleich (vgl. dazu ausführlich Kapitel 5), aber auch die zunehmenden
interkantonalen Konkordate scheinen lediglich Hilfskonstrukte zu sein, mit denen zwar
die territoriale Gliederung erhalten wird, die letztlich aber ebenfalls zu einer
Zentralisierung von Problemen beitragen. Eine lose Reihe von Beiträgen aus
Wissenschaft und Praxis, die in der NZZ unter dem Stichwort „Föderalismus in
Bewegung“ erschienen, wollte dem Spannungsfeld zwischen Subsidiarität und
Zentralisierung  auf den Grund gehen. Wurden auf der einen Seite ökonomische Gründe
für die Überkommenheit des Kantönligeistes ins Feld geführt, wurde auf der anderen
Seite darauf hingewiesen, dass die multiethnische Zusammensetzung der Willensnation
Schweiz letztlich ohne föderale Organisation nicht bestehen könne. Die vorgebrachten
Vorschläge, wie etwa eine grundlegende Reform der territorialen Strukturen über
Kantonsgrenzen hinweg, Änderungen des Ständemehrs, Aufwertung der Städte oder
Strukturen, die nichtterritorialen Minderheiten besser Rechnung tragen, waren
allerdings nicht wirklich neu und wiesen darauf hin, dass der Föderalismus eine
Dauerbaustelle bleiben wird. Auch die Teilnehmer an der Föderalismustagung – die alle
vier Jahre stattfindet und von der CH-Stiftung organisiert ist, welche von den Kantonen
getragen wird – kamen zum Schluss, dass sich an den 200-jährigen föderalistischen
Strukturen in absehbarer Zeit kaum etwas ändern wird. Für grosse Reformen gehe es
der Schweiz schlicht zu gut, so die Quintessenz. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2014
MARC BÜHLMANN

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Auch 2014 war der Nationale Finanzausgleich (NFA) Zankapfel zwischen den Kantonen
(ausführlich zur politischen Debatte vgl. Kapitel 5). Uneinigkeit herrschte vor allem
zwischen den zehn ressourcenstarken Geber- (BS, BL, GE, NW, SH, SZ, TI, VD, ZG, ZH)
und den 16 ressourcenschwachen Nehmerkantonen. Erschwerend kamen die sich
ankündigenden härteren wirtschaftlichen Zeiten hinzu. Die Geberkantone – allen voran
die Kantone Schwyz und Zug – empfanden es als ungerecht, dass sie ein Sparprogramm
schnüren und gleichzeitig ihre Beiträge für die Nehmerkantone erhöhen mussten. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2014
MARC BÜHLMANN

Eine Untersuchung der Weltwoche ging der Verteilung der jährlich im Umfang von rund
CHF 20 Mrd. an die Kantone überantworteten Bundesmittel nach. Damit wurde auf die
gesamte Umverteilung von Mitteln von der Bundes- auf die Kantonsebene fokussiert
und eine etwas globalere Sichweise auf den Streit um den Nationalen Finanzausgleich
(NFA) ermöglicht. Zum Vergleich: Der NFA verteilt lediglich rund CHF 4,6 Mrd. um,
wobei die Kantone 1,5 Mrd. beisteuern und 3,1 Mrd. aus Bundesquellen kommen. Im
Schnitt stammt laut der Weltwoche rund ein Viertel aller kantonalen Einnahmen aus
unterschiedlichen Bundestöpfen. Umgerechnet auf CHF pro Kantonsbewohner zeigte
die Analyse der Weltwoche, dass ein Kanton pro Jahr im Schnitt CHF 2‘485 pro Kopf aus
der Bundeskasse erhält. Die wenigsten Mittel erhalten die Kantone Aargau (CHF 1‘457
pro Kopf), Basel-Landschaft (CHF 1‘534 pro Kopf) und Zürich (CHF 1‘735 pro Kopf). Die
finanzschwachen und topografisch eher benachteiligten Kantone Jura (CHF 5‘964 pro
Kopf), Uri (CHF 5‘842 pro Kopf) und Graubünden (CHF 5‘830 pro Kopf) bilden das
Spitzentrio der meistbegünstigten Kantone. Während der Kanton Uri mehr als die Hälfte

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.10.2014
MARC BÜHLMANN
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seines Budgets aus Bundesmitteln bildet, machen die Bundeseinnahmen für den
Kanton Basel-Stadt lediglich 13% des kantonalen Haushaltes aus. 3

Eine Motion Anita Fetz (sp, BS), die eine jährliche Ausweisung der kantonalen
Verteilung von Bundesgeldern forderte, wurde im Berichtsjahr von beiden Räten
stillschweigend angenommen. Die Motionärin rannte mit ihrer Forderung offene Türen
ein, da die bis 2007 im Rahmen der offiziellen Publikation „Öffentliche Finanzen der
Schweiz“ veröffentlichten Angaben laut Bundesrat ab 2014 wieder in die jährlich
publizierte Finanzstatistik aufgenommen werden solle. Der Überblick über die
Einnahmen der einzelnen Kantone aus Bundesquellen soll so wieder verfügbar sein und
die Transparenz der Finanzströme erhöht werden. Der Bundesrat kündigte an, auch
Einnahmen der Kantone aus Investitionsbeiträgen, Entschädigungen und
Kantonsanteilen an den Bundeseinnahmen detailliert aufnehmen und im Internet
veröffentlichen zu wollen. 4

MOTION
DATUM: 11.12.2014
MARC BÜHLMANN

Weil in der auch per Internet erhältlichen Publikation "Finanzstatistik der Schweiz" neu
auch die kantonale Verteilung von Bundesgeldern in Form zweier Tabellen
aufgenommen wird, in denen die Finanzströme vom Bund zu den Kantonen
aufgeschlüsselt dargestellt werden, erachtete der Bundesrat die Motion von Anita Fetz
(sp, BS) als erfüllt. Dem Antrag auf Abschreibung kamen die Räte in der Sommersession
nach.

MOTION
DATUM: 13.06.2016
MARC BÜHLMANN

Le Conseil fédéral a soumis au Parlement son message relatif aux révisions des
constitutions cantonales des cantons d'Uri, de Bâle-Campagne et d'Appenzell
Rhodes-Intérieures. Il le prie d'accorder la garantie fédérale aux changements
constitutionnels apportés. Le canton d'Uri a ajouté des précisions et a supprimé des
dispositions constitutionnelles pour les intégrer dans la nouvelle loi sur les communes.
La constitution modifiée de Bâle-Campagne accroît l'autonomie des communes et
consacre les principes de la subsidiarité et de l'équivalence fiscale pour améliorer la
collaboration au sein d'espaces fonctionnels. Elle oblige les communes à renforcer leur
collaboration.  Finalement, le canton d'Appenzell Rhodes-Intérieures a révisé le droit
de vote et d'éligibilité ecclésiastique. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.02.2018
DIANE PORCELLANA

Städte, Regionen, Gemeinden

Mit der Gründung einer Konferenz der städtischen Finanzdirektoren (KSFD) Ende
August 2014 in Zürich wollen die Städte mehr Einfluss auf die nationale Finanzpolitik
nehmen. Ziel sei, dass man den finanz- und steuerpolitischen Anliegen der Städte mehr
Gehör verschaffe. Erstes Ziel des städtischen Schulterschlusses ist eine Einflussnahme
auf die Unternehmenssteuerreform III, mit der Steuerausfälle erwartet werden, die
insbesondere auch die Städte treffen dürften. Obwohl dies der Fall sei, seien sie bisher
nicht angehört worden, so Renate Amstutz, die Direktorin des Schweizer
Städteverbandes. Die Städte wollen, dass der Bund nicht nur wie versprochen die
Kantone für die prognostizierten Steuerausfälle entschädigt, sondern auch direkt die
Städte. 6

ANDERES
DATUM: 22.08.2014
MARC BÜHLMANN

Selon une étude de l'Université de St.-Gall, les communes n'économiseraient pas en
fusionnant - une analyse qui remet donc en question l'argument économique souvent
utilisé par les partisans des fusions. Après avoir analysé 142 cas de fusions de
communes dans dix cantons différents, les chercheurs de l'Université de St.-Gall
pensent que ce résultat est dû au fait que les communes coopèrent déjà ensemble sur
un certain nombre de tâches avant même d'entamer une procédure de fusion,
diminuant ainsi l'effet de réduction des coûts provenant de cette dernière. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.12.2016
KAREL ZIEHLI

1) NZZ, 8.10., 15.10., 21.10., 22.10., 29.10., 30.10., 4.11., 5.11., 12.11., 14.11., 18.11., 25.11., 26.11.14; SZ, 27.11.14; AZ, 28.11.14; NZZ,
29.11.14
2) NZZ, 11.7.14
3) WW, 29.10.14
4) AB NR, 2014, S. 2325; AB SR, 2014, S. 609 f.; Bericht WBK-N vom 9.10.14.pdf; Mo. 14.3207.pdf
5) FF, 2018, p. 1207s
6) AZ, 22.8.14; BaZ, 23.8.14
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7) Studie: Gemeindefusionen haben keinen Spareffekt; NZZ, 14.12.16
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